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B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
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B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 24 heute

VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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VwWGVG § 28 heute
VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N =

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Dr. Magdalena HONSIG-ERLENBURG als
Einzelrichterin Uber die Beschwerde von XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 03.01.2014,
AZ XXXX, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2013, zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die
Richterin Mag. Dr. Magdalena HONSIG-ERLENBURG als Einzelrichterin Gber die Beschwerde von rémisch 40 , BNr.
romisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 03.01.2014, AZ rémisch 40 , betreffend Einheitliche
Betriebspramie 2013, zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Mit Datum vom 27.03.2013 stellte der Beschwerdefiihrer einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2013
und beantragte unter anderem die Gewdhrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fir die in den Beilagen
"Flachenbogen" und "Flachennutzung" naher konkretisierten Flachen.

Der Beschwerdeflhrer war im Antragsjahr 2013 Auftreiber auf die AlIm mit der BStNr. XXXX, fur die durch den
zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde.Der Beschwerdefihrer war im
Antragsjahr 2013 Auftreiber auf die AlIm mit der BStNr. rémisch 40 , fur die durch den zustandigen Almbewirtschafter
ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde.

2. Am 06.09.2013 fand auf der Alm mit der BStNr. 9651594 eine Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der belangten
Behorde statt, im Zuge derer Flachenabweichungen betreffend das Antragsjahr 2013 festgestellt wurden.

3. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 03.01.2014, AZ XXXX, wurde dem Beschwerdefuhrer fir das
Antragsjahr 2013 eine EBP in Hohe von EUR 7.086,63 gewahrt. Auf Basis von 23,55 zugewiesenen (flachenbezogenen)
Zahlungsanspriichen und einer beantragten Flache im Ausmal’ von 24,09 ha (davon Almflache: 3,19 ha) wurde - unter
Berucksichtigung der Vorgabe, dass fur die Berechnung maximal die Fldche verwendet werden kénne, die der Anzahl
der Zahlungsanspriiche entspreche - seitens der AMA zundchst eine Flache im Ausmal von 23,55 ha fur
berucksichtigungsfahig beurteilt. Da jedoch im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle auf der verfahrensgegenstandlichen Alm
eine "Flachenabweichung bis héchstens 3 % und maximal 2 ha" festgestellt wurde, wurde der Beihilfenberechnung
letztlich eine ermittelte Flache von 23,28 ha (davon Almflache: 2,31 ha) zu Grunde gelegt.3. Mit Bescheid der
Agrarmarkt Austria (AMA) vom 03.01.2014, AZ rémisch 40 , wurde dem Beschwerdefihrer fir das Antragsjahr 2013
eine EBP in Hoéhe von EUR 7.086,63 gewahrt. Auf Basis von 23,55 zugewiesenen (flachenbezogenen)
Zahlungsansprichen und einer beantragten Flache im Ausmal’ von 24,09 ha (davon Almflache: 3,19 ha) wurde - unter
Berucksichtigung der Vorgabe, dass fur die Berechnung maximal die Flache verwendet werden kénne, die der Anzahl
der Zahlungsanspriche entspreche - seitens der AMA zundchst eine Flache im Ausmafl von 23,55 ha fur
bericksichtigungsfahig beurteilt. Da jedoch im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle auf der verfahrensgegenstandlichen Alm
eine "Flachenabweichung bis héchstens 3 % und maximal 2 ha" festgestellt wurde, wurde der Beihilfenberechnung
letztlich eine ermittelte Flache von 23,28 ha (davon Almflache: 2,31 ha) zu Grunde gelegt.

3. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer mit Schreiben vom 16.01.2014, Beschwerde und beantragte

1. die Abdnderung des Bescheides in der Weise, dass die Bemessung der Ruckzahlung nach MalBgabe der
Beschwerdegriinde erfolgt, jedenfalls keine Kirzungen und Ausschlisse verfugt werden, andernfalls Kirzungen und
Ausschlisse nur nach Mal3gabe der Beschwerdegriinde verhangt werden;



2. den Ausspruch Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung abzuandern und der Beschwerde aufschiebende

Wirkung zuzuerkennen;
3. die Feststellung der Almreferenzflachen.

Im Zusammenhang mit seinen Beanstandungen zum festgestellten Almfutterflaichenausmal® monierte der
Beschwerdefiihrer im Wesentlichen eine mangelnde BerUcksichtigung friherer amtlicher Erhebungen. Die Behorde
habe frihere Vor-Ort-Kontrollen unberticksichtigt gelassen und liege deshalb ein Irrtum der Behorde gemald Art. 73
Abs. 4 der VO (EG) Nr. 796/2004 und Art. 80 Abs. 3 der VO (EG) Nr. 1122/09 vor. Ebenso auf einen Irrtum der Behorde
sei zu erkennen, da sich das Mess-System und die Messgenauigkeit im berechnungsrelevanten Zeitraum geandert
hatten.Im Zusammenhang mit seinen Beanstandungen zum festgestellten Almfutterflachenausmall monierte der
Beschwerdefihrer im Wesentlichen eine mangelnde BerUcksichtigung friherer amtlicher Erhebungen. Die Behdrde
habe frihere Vor-Ort-Kontrollen unbertcksichtigt gelassen und liege deshalb ein Irrtum der Behdrde gemal Artikel 73,
Absatz 4, der VO (EG) Nr. 796 aus 2004, und Artikel 80, Absatz 3, der VO (EG) Nr. 1122/09 vor. Ebenso auf einen Irrtum
der Behorde sei zu erkennen, da sich das Mess-System und die Messgenauigkeit im berechnungsrelevanten Zeitraum

geandert hatten.

Die Almfutterflache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der notwendigen Sorgfalt nach den ortlichen
Verhéltnissen und nach den Vorgaben des Almleitfadens festgestellt und die Bewertungen im Einzelnen fachlich
begrindet worden. Den Beschwerdefiihrer treffe kein Verschulden an der Uberbeantragung und Kiirzungen und
AusschlUsse seien iSd Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) 1122/2009 nicht zu verhangen. Zudem sei auch aufgrund der bereits
erwdhnten Anderung des Mess-Systems und der Messgenauigkeit im berechnungsrelevanten Zeitraum, die allein
ausschlaggebend fir die Anderung der Futterfliche gewesen sei, dem Beschwerdefiihrer kein Verschulden anzulasten.
Letztlich sei von Kirzungen und Ausschlissen (Sanktionen) auch deshalb abzusehen, da die Antragstellung durch den
Almbewirtschafter erfolgt sei und berechtigt auf diesen vertraut worden sei.Die Almfutterflache sei nach bestem
Wissen und Gewissen und mit der notwendigen Sorgfalt nach den értlichen Verhaltnissen und nach den Vorgaben des
Almleitfadens festgestellt und die Bewertungen im Einzelnen fachlich begriindet worden. Den Beschwerdefiihrer treffe
kein Verschulden an der Uberbeantragung und Kiirzungen und Ausschlisse seien iSd Artikel 73, Absatz eins, der VO
(EG) 1122 aus 2009, nicht zu verhdngen. Zudem sei auch aufgrund der bereits erwihnten Anderung des Mess-Systems
und der Messgenauigkeit im berechnungsrelevanten Zeitraum, die allein ausschlaggebend fiir die Anderung der
Futterflache gewesen sei, dem Beschwerdefihrer kein Verschulden anzulasten. Letztlich sei von Kirzungen und
AusschlUssen (Sanktionen) auch deshalb abzusehen, da die Antragstellung durch den Almbewirtschafter erfolgt sei
und berechtigt auf diesen vertraut worden sei.

Die verhangte Sanktion stelle sich als unangemessen hoch wund nach der Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes als gleichheitswidrig dar.

Das durchgefiihrte Ermittlungsverfahren der belangten Behérde sei zudem mangelhaft.

Der Beschwerde beigelegt wurde eine Stellungnahme des Almbewirtschafters zum Priifbericht des Jahres 2013 welche
zum Inhalt der Beschwerde erhoben wurde.

4. Mit 20.06.2014 langte bei der zustandigen Bezirkslandwirtschaftskammer eine Erkldrung des Auftreibers gemaf§ 8i
MOG 2007 ein.4. Mit 20.06.2014 langte bei der zustdndigen Bezirkslandwirtschaftskammer eine Erklarung des
Auftreibers gemal Paragraph 8 i, MOG 2007 ein.

5. Die belangte Behdrde legte dem Bundesverwaltungsgericht das eingebrachte Rechtsmittel samt dem dazugehdrigen
Verwaltungsakt mit 24.08.2015 vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
. Feststellungen:rémisch eins. Feststellungen:

Der Beschwerdefuhrer stellte fir das Antragsjahr 2013 einen Mehrfachantrag-Fldchen und beantragte die Gewahrung
der Einheitlichen Betriebspramie fir ein Flachenausmald von 24,09 ha.

Der Beschwerdefuhrer verfigte im Antragsjahr 2013 Uber eine im Rahmen der Beihilfenberechnung zu
berlcksichtigende Heimfldche im Ausmall von 20,97 ha und Uber 23,55 zugewiesene (flaichenbezogene)
Zahlungsansprtiche.


https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8i

Der Beschwerdefiihrer war im Antragsjahr 2013 Auftreiber auf die AlIm mit der BStNr. XXXX. Fur diese stellte der
zustandige Almbewirtschafter einen Mehrfachflachen-Antrag 2013, wobei die anteilige AImfutterflache des Auftreibers
bei 3,12 ha lag.Der Beschwerdefihrer war im Antragsjahr 2013 Auftreiber auf die Alm mit der BStNr. romisch 40 . Far
diese stellte der zustandige Almbewirtschafter einen Mehrfachflachen-Antrag 2013, wobei die anteilige Almfutterflache
des Auftreibers bei 3,12 ha lag.

2. Beweiswurdigung:
Der Mehrfachantrag-Flachen 2013 der Beschwerdefiihrenden Partei liegt dem Verwaltungsakt bei.

Das Ausmald der im Rahmen der Beihilfenberechnung zu bericksichtigenden Flache des Heimbetriebes des
Beschwerdefiihrers beruht im Wesentlichen auf dessen eigenen Angaben. So beantragte dieser ein Flachenausmaf}
von 20,97 ha (vgl. Beilage "Flachennutzung" zum Mehrfachantrag-Flachen 2013). Davon wurde von der belangten
Behdrde - unter der Vorgabe, dass fur beihilfefahige Flache, die die Mindestgrée von 0,10 ha nicht erfullt, keine
Zahlung gewahrt werden kann - eine Flache von 20,97 ha als berucksichtigungsfahig erachtet. Dieses ermittelte
Flachenausmall des Heimbetriebes wurde dem Bescheid vom 03.01.2014 zu Grunde gelegt und im Rahmen der
gegenstandlichen Beschwerde seitens des Beschwerdefihrers nicht beanstandet. Auch sonst ergeben sich keine
Anzeichen aus dem Akt, wonach den diesbezuglichen Feststellungen der belangten Behorde nicht zu folgen ware.Das
Ausmall der im Rahmen der Beihilfenberechnung zu berulcksichtigenden Flache des Heimbetriebes des
Beschwerdefihrers beruht im Wesentlichen auf dessen eigenen Angaben. So beantragte dieser ein Flachenausmaf}
von 20,97 ha vergleiche Beilage "Flachennutzung" zum Mehrfachantrag-Flachen 2013). Davon wurde von der
belangten Behorde - unter der Vorgabe, dass fur beihilfefahige Flache, die die Mindestgréf3e von 0,10 ha nicht erfullt,
keine Zahlung gewahrt werden kann - eine Flache von 20,97 ha als berucksichtigungsfahig erachtet. Dieses ermittelte
Flachenausmall des Heimbetriebes wurde dem Bescheid vom 03.01.2014 zu Grunde gelegt und im Rahmen der
gegenstandlichen Beschwerde seitens des Beschwerdefuhrers nicht beanstandet. Auch sonst ergeben sich keine
Anzeichen aus dem Akt, wonach den diesbeziglichen Feststellungen der belangten Behérde nicht zu folgen ware.

Das im Bescheid vom 03.01.2014 angenommene Flachenausmal der Alm mit der BStNr. XXXX beruht auf einer durch
Kontrollorgane der belangten Behdrde durchgefuhrten Vor-Ort-Kontrolle (vgl. Kontrollbericht vom 06.09.2013). Die
Ergebnisse dieser Vor-Ort-Kontrolle fir das Antragsjahr 2013 stellen sich fur das Bundesverwaltungsgericht nach
Einsicht in das INVEKOS-GIS als nachvollziehbar dar - wobei dem Bundesverwaltungsgericht insbesondere die von der
AMA vorgenommene Einteilung der Almflache in Schlage auf Basis des darauf befindlichen Bestandes und der fur die
einzelnen Schldge herangezogene Uberschirmungsgrad bzw. NLN-Faktor als plausibel und den tatsichlichen
Gegebenheiten entsprechend erscheinen.Das im Bescheid vom 03.01.2014 angenommene FlachenausmaR der Alm
mit der BStNr. romisch 40 beruht auf einer durch Kontrollorgane der belangten Behorde durchgefihrten Vor-Ort-
Kontrolle vergleiche Kontrollbericht vom 06.09.2013). Die Ergebnisse dieser Vor-Ort-Kontrolle fir das Antragsjahr 2013
stellen sich flir das Bundesverwaltungsgericht nach Einsicht in das INVEKOS-GIS als nachvollziehbar dar - wobei dem
Bundesverwaltungsgericht insbesondere die von der AMA vorgenommene Einteilung der Almflache in Schlage auf
Basis des darauf befindlichen Bestandes und der fiir die einzelnen Schlidge herangezogene Uberschirmungsgrad bzw.
NLN-Faktor als plausibel und den tatsachlichen Gegebenheiten entsprechend erscheinen.

Insbesondere gilt es in diesem Zusammenhang auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichthofes hinzuweisen,
wonach in Fallen, in denen ein Beschwerdefiihrer keine konkreten ndheren Angaben im Rahmen seiner
Beanstandungen gegen die Ergebnisse einer Vor-Ort-Kontrolle tatigt, die Behdrde nicht gehalten ist, das Ergebnis der
fachlich kompetenten Uberpriifung vor Ort in Zweifel zu ziehen und insbesondere auch nicht gehalten ist, auf Grund
bloRRer Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der Vor-
Ort-Kontrolle unzutreffend wére, eine neuerliche Uberpriifung durchzufiihren (vgl. VWGH 15.09.2011, 2011/17/0123; 9.
9. 2013, 2011/17/0216; 07.10.2013,2013/17/0541). Die Ausfuhrungen des Beschwerdefiihrers betreffend die auf der
verfahrensgegenstandlichen Alm durchgefihrten Vor-Ort-Kontrolle sind im Sinne der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofs jedenfalls nicht ausreichend, um im vorliegenden Fall die Ergebnisse dieser Kontrolle in
Zweifel zu ziehen. So fuhrt der BeschwerdefUhrer in seinem Beschwerdeschriftsatz nicht ansatzweise aus, inwiefern
die Beurteilung der AMA nicht den tatsachlichen Gegebenheiten entspricht. Vielmehr beschrankt er seine
Ausfilhrungen im Wesentlichen darauf, dass ihn kein Verschulden an der Uberbeantragung anzulasten
sei.lnsbesondere gilt es in diesem Zusammenhang auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichthofes hinzuweisen,
wonach in Fallen, in denen ein Beschwerdefiihrer keine konkreten ndheren Angaben im Rahmen seiner
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Beanstandungen gegen die Ergebnisse einer Vor-Ort-Kontrolle tatigt, die Behdrde nicht gehalten ist, das Ergebnis der
fachlich kompetenten Uberpriifung vor Ort in Zweifel zu ziehen und insbesondere auch nicht gehalten ist, auf Grund
bloRRer Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der Vor-
Ort-Kontrolle unzutreffend ware, eine neuerliche Uberpriifung durchzufiihren vergleiche VwWGH 15.09.2011,
2011/17/0123; 9. 9. 2013,2011/17/0216; 07.10.2013,2013/17/0541). Die Ausfuhrungen des Beschwerdefuhrers
betreffend die auf der verfahrensgegenstandlichen Alm durchgefiihrten Vor-Ort-Kontrolle sind im Sinne der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs jedenfalls nicht ausreichend, um im vorliegenden Fall die Ergebnisse
dieser Kontrolle in Zweifel zu ziehen. So fuhrt der Beschwerdeflhrer in seinem Beschwerdeschriftsatz nicht
ansatzweise aus, inwiefern die Beurteilung der AMA nicht den tatsachlichen Gegebenheiten entspricht. Vielmehr
beschrankt er seine Ausfiihrungen im Wesentlichen darauf, dass ihn kein Verschulden an der Uberbeantragung

anzulasten sei.

Dass der Beschwerdefuhrer im Antragsjahr 2013 Uber 23,55 flachenbezogene Zahlungsanspriche verfigt und eine
beihilfefahige Flache im Ausmal von 24,09 ha beantragt hat, geht aus den Mehrfachantragen-Flachen 2013 hervor und
wurde vom Beschwerdefuhrer nicht bestritten. Folglich konnte dieser Sachverhalt als Entscheidungsgrundlage

herangezogen werden.
3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal3 Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes
Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehodrden besorgt werden.Gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte
Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. GemaR Artikel 131, Absatz
2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der

Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.

GemalR§ 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.GemaR Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlistelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der
Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemal? 8 1 AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten von der AMA unmittelbar als Bundesbehdrde besorgt werden, soweit
diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA
Ubertragen werden.Gemal3 Paragraph eins, AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten von der AMA unmittelbar als
Bundesbehotrde besorgt werden, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht
Einzelrichterzustandigkeit.Gemal’ Paragraph 6, BYwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller
Bestimmung besteht Einzelrichterzustandigkeit.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemdfld anzuwenden, die die
Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal} Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
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Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des mafgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden
gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maf3gebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des maRRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.GemalR Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann von der
Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europadischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

Zu A)
3.2. Rechtsgrundlagen:

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen
Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stutzungsregelungen fur
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG)
Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG)
73/2009), lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und
mit bestimmten Stltzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73 aus 2009,), lauten auszugsweise:

"Artikel 19 Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbdume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."
"Artikel 33 Zahlungsanspriche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habenp)
Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprtiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [ ],
erhalten haben. []."

"Artikel 34 Aktivierung von Zahlungsansprichen je beihilfefahige Hektarflache
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(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch far nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, [

K
"Artikel 35 Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begrindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu andern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37 Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 2 Z 23,12 Abs. 1, 21, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30.11.2009 mit
Durchflhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Statzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemdaRR der genannten Verordnung mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stltzungsregelung fur den Weinsektor lauten:Artikel 2, Ziffer 23, 12, Absatz eins, 21,
57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30.11.2009 mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen flir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaR der genannten Verordnung mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor lauten:

"Artikel 2

[]

23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewadhrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden

Zahl von Zahlungsanspruichen als ermittelte Flache zu betrachten;"
"Artikel 12 Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,

insbesondere
a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffende(n) Beihilferegelung(en);

c) die Identifizierung der Zahlungsanspriche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}

Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;



d) die zweckdienlichen Angaben zur lIdentifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedruckt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die

Parzelle bewassert wird;

e) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fir die Gewdhrung der betreffenden
Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 21 Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 20 kann ein Beihilfeantrag nachseiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behorde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 57 Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [ ], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache berucksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

— ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsanspriichen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt;

— liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfigung
stehenden Zahlungsanspriiche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, [ ], die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemald
den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der
Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

[ 1 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflache und der [ ] angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fir diese
Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene beriicksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fur Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt."
"Artikel 58 Kirzungen und Ausschlisse in Fallen von zu viel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [ ], Uber
der gemal? Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der
ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz tber 3 % oder
2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemal3 Artikel 5b der Verordnung
(EG) Nr. 885/2006 der Kommission (20) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das
Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemall dem genannten Artikel verrechnet werden, so wird der
Restbetrag annulliert."Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur
Hohe des Betrags, der der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieRen. Dieser Betrag wird gemaR
Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der Kommission (20) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei
Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemaRR dem genannten Artikel

verrechnet werden, so wird der Restbetrag annulliert."

"Artikel 73 Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse



(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.(1) Die in den Kapiteln romisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft.

(2) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die
betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behdrde schriftlich darlber
informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der
Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle
durchzufuhren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf
den Beihilfeantrag unterrichtet.(2) Die in den Kapiteln rémisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und
Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die
zustandige Behorde schriftlich dartber informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft
geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm
eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber
Unregelmaligkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fuhrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."

"Artikel 80 Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Riickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet. [ ]

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemal3 Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

Die VO (EU) 2016/1393, mit der die Sanktionsbestimmungen des INVEKOS fur eine Reihe flachenbezogener
Beihilferegelungen gemildert wurden (vgl. Art. 19a VO [EU] 640/2014]), gilt fur Beihilfe-, Stutzungs- und
Zahlungsantrage, die sich auf die Antragsjahre oder Pramienzeitrdume beziehen, die ab dem 01.01.2016 beginnen und
kommt fur den gegenstandlichen Sachverhalt folglich nicht zur Anwendung. Auch Art. 2 Abs. 2 VO (EG, Euratom)
2988/95, wonach bei spaterer Anderung der in einer Gemeinschaftsregelung enthaltenen Bestimmungen Uber
verwaltungsrechtliche Sanktionen die weniger strengen Bestimmungen im Sinne des Gunstigkeitsprinzips rickwirkend
gelten, wenn die Neu-Regelung in einen anderen Regelungszusammenhang eingebettet ist (vgl. EUGH vom 11.03.2008,
Rs. Jager, C-420/06, Rz. 73), kann nicht herangezogen werden. Ein neuer Regelungszusammenhang ergibt sich klar aus
dem fortgeschrittenen Entwicklungsstand des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (7. Erwagungsgrund der
VO [EU] 2016/1393) und der Wirksamkeit administrativer Gegenkontrollen mit Hilfe des Systems zur Identifizierung
landwirtschaftlicher Parzellen (8. Erwdgungsgrund der VO [EU] 2016/1393). Insbesondere wird nunmehr vom reinen
Sanktionssystem abgegangen und soll unter jeweiliger Betrachtung auch des Folgejahres ein neues Anreizsystem
begrindet werden, damit korrekte Meldungen erstattet werden (8. Erwagungsgrund der VO [EU] 2016/1393).Die VO
(EU) 2016/1393, mit der die Sanktionsbestimmungen des INVEKOS fiur eine Reihe flachenbezogener Beihilferegelungen
gemildert wurden vergleiche Artikel 19 a, VO [EU] 640/2014]), gilt fur Beihilfe-, Stitzungs- und Zahlungsantrage, die sich
auf die Antragsjahre oder Pramienzeitrdume beziehen, die ab dem 01.01.2016 beginnen und kommt fir den
gegenstandlichen Sachverhalt folglich nicht zur Anwendung. Auch Artikel 2, Absatz 2, VO (EG, Euratom) 2988/95,
wonach bei spaterer Anderung der in einer Gemeinschaftsregelung enthaltenen Bestimmungen (ber
verwaltungsrechtliche Sanktionen die weniger strengen Bestimmungen im Sinne des Gunstigkeitsprinzips rickwirkend
gelten, wenn die Neu-Regelung in einen anderen Regelungszusammenhang eingebettet ist vergleiche EuGH vom
11.03.2008, Rs. Jager, C-420/06, Rz. 73), kann nicht herangezogen werden. Ein neuer Regelungszusammenhang ergibt
sich klar aus dem fortgeschrittenen Entwicklungsstand des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (7.



Erwagungsgrund der VO [EU] 2016/1393) und der Wirksamkeit administrativer Gegenkontrollen mit Hilfe des Systems
zur ldentifizierung landwirtschaftlicher Parzellen (8. Erwagungsgrund der VO [EU] 2016/1393). Insbesondere wird
nunmehr vom reinen Sanktionssystem abgegangen und soll unter jeweiliger Betrachtung auch des Folgejahres ein
neues Anreizsystem begrindet werden, damit korrekte Meldungen erstattet werden (8. Erwagungsgrund der VO [EU]
2016/1393).

3.3. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

Weder wurde im angefochtenen Bescheid eine Sanktion verhangt noch Rickforderungen ausgesprochen. Samtliche
diesbeziglich vorgebrachte Beschwerdepunkte gehen daher ins Leere, insbesondere auch der Einwand, dass den
Beschwerdefiihrer an der Uberhéhten Beantragung kein Verschulden treffe und die verhangte Sanktion
unangemessen hoch sei. Der Aimbewirtschafter ist Verwalter und Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers, der u.a.
auch zur Antragstellung fur den Auftreiber bevollmichtigt ist. Eine Uberbeantragung durch den Almbewirtschafter ist
dem Beschwerdefiihrer daher zuzurechnen. (VwGH 17.06.2009, 2008/17/0224; 11.12.2009, 2007/17/0195).

Wenn der BeschwerdefUhrer auf die Ergebnisse friherer Vor-Ort-Kontrolle verweist, im Zuge derer die belangte
Behorde das angegebene FlachenausmaR fir als in Ordnung befunden habe, kann er mit diesem Vorbringen auch
keinen Irrtum der belangten Behodrde gemaR Art. 80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 geltend machen. Der in der zitierten
Bestimmung geregelte Grundsatz des Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein
Behdrdenirrtum vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt
jedoch auch aufgrund des klaren Wortlautes der Bestimmung kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutglaubiger
Erwerb der zu Unrecht ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier
skizzierte Bestimmung den Vertrauensschutz abschliefend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04). Im
Ubrigen wurde, wie bereits dargelegt weder eine Sanktion noch eine Riickforderung gegen den Beschwerdefiihrer
verhangt.Wenn der Beschwerdefiihrer auf die Ergebnisse friherer Vor-Ort-Kontrolle verweist, im Zuge derer die
belangte Behorde das angegebene Flachenausmal fir als in Ordnung befunden habe, kann er mit diesem Vorbringen
auch keinen Irrtum der belangten Behorde gemaR Artikel 80, Absatz 3, VO (EG) 1122 aus 2009, geltend machen. Der in
der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn
ein Behordenirrtum vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt
jedoch auch aufgrund des klaren Wortlautes der Bestimmung kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutglaubiger
Erwerb der zu Unrecht ausbezahlten Férderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier
skizzierte Bestimmung den Vertrauensschutz abschliefend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04). Im
Ubrigen wurde, wie bereits dargelegt weder eine Sanktion noch eine Riickforderung gegen den Beschwerdefiihrer
verhangt.

Der Beschwerdefiihrer geht in seiner Beschwerde zudem von einem Irrtum der Behdrde aus, weil sich die
Messsysteme bzw. Messgenauigkeit geandert hatten. Nach den oben angefiihrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur
die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt
werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000
einen Leitfaden zur Verfigung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In
diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche
unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der
Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise Gerdliflaichen, wurde keine
spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen
zu beantragen (vgl. Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010 stellte die AMA fUr die Berechnung des sogenannten NLN-
Faktors (=nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfligung, bei dem nach
Abschatzung des Uberschirmungsgrades die Abschitzung der tibrigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen
konnte. Wenn der Beschwerdefihrer einen Irrtum der Behdrde darin erblickt, dass diese unzuldngliche
Flachenfeststellungssysteme zur Verflgung gestellt hat, Ubersieht er, dass die Behdrde dem Antragsteller lediglich
Hilfsmittel zur Verfligung zu stellen hat, die Verantwortung fur die Richtigkeit der Angaben aber beim Antragsteller
verbleiben (VwWGH 28.06.2016, 2013/17/0025-16). Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemafl mit der
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verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern
daraus dem BeschwerdefUhrer ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen.
Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle 2013 beruhen nicht (ausschlieBlich) auf einem verbesserten Luftbild, sondern
insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort.Der Beschwerdefuhrer geht in seiner Beschwerde zudem von
einem Irrtum der Behdrde aus, weil sich die Messsysteme bzw. Messgenauigkeit geandert hatten. Nach den oben
angeflhrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterfliche beihilfefahig. Mit Baumen
bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflaiche unter
denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Fldchen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verflgung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden”). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschatzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise Gerolliflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller
blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr
2010 stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (=nicht landwirtschaftliche Nutzflache)
zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschitzung des Uberschirmungsgrades die
Abschatzung der Ubrigen unproduktiven Flache in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Wenn der Beschwerdefihrer einen
Irrtum der Behorde darin erblickt, dass diese unzuldangliche Flachenfeststellungssysteme zur Verfigung gestellt hat,
Ubersieht er, dass die Behorde dem Antragsteller lediglich Hilfsmittel zur Verfigung zu stellen hat, die Verantwortung
far die Richtigkeit der Angaben aber beim Antragsteller verbleiben (VwGH 28.06.2016, 2013/17/0025-16). Eine
verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemald mit der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt
laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus dem Beschwerdefiihrer ein Nachteil erwachsen ist,
ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle 2013 beruhen nicht
(ausschlieRlich) auf einem verbesserten Luftbild, sondern insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort.

Zum Vorwurf des Vorliegens eines mangelhaften Ermittlungsverfahrens, weil die Behdrde vor ihrer Entscheidung
bereits die wahre und tatsachliche Almfutterfliche von sich aus hatte ermitteln mussen, ist wiederholend
hervorzuheben, dass nach den angeflhrten Rechtsvorschriften die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf
Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers erfolgt. Aus den rechtlichen Vorgaben ergibt sich lediglich die
Festsetzung des HochstmaRes an beihilfefahiger Flache (Referenzparzelle) durch die Zahlstelle oder durch von dieser
beauftragte Einrichtungen. Wie der Europdische Gerichtshof in seinem Urteil in der Rechtssache C-304/00 vom
19.11.2002 festgestellt hat, sind die Behdrden nicht verpflichtet und auch gar nicht in der Lage, die Richtigkeit
samtlicher Angaben in den bei ihnen eingereichten Beihilfeantragen zu Uberprufen. Die Kontrollen vor Ort erstrecken
sich nur auf eine signifikante Stichprobe. Umso weniger kénnen die Behdrden dazu verpflichtet sein, die tatsachliche
beihilfefahige Flache in jedem einzelnen Fall vorweg selbst zu ermitteln.

Das Ubrige Vorbringen des Beschwerdefiihrers enthalt nur allgemein gehaltene Ausfihrungen und Zweifel an der
Beurteilung der Behdrde. Ein substantiiertes Vorbringen, welches geeignet ist das Vorgehen der belangten Behorde in
Zweifel zu ziehen, ist der Beschwerde nicht zu entnehmen und ist dem erkennenden Gericht auch sonst keine
Mangelhaftigkeit des Verfahrens erkennbar.

Der Antrag auf Erlassung eines Feststellungsbescheides betreffend die Referenzalmflache geht in Hinblick auf die
standige Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ins Leere. Dieser hat bereits die Zuldssigkeit eines
Feststellungsbescheides verneint, wenn die fir die Feststellung maRgebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen
gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei insbesondere auch die Moglichkeit der
Erlassung eines Leistungsbescheides der Zulassigkeit eines Feststellungsbescheides entgegenstehe (VWGH 23. 1. 2014,
2013/07/0133 unter Verweis auf VWGH 25. 4. 1996,95/07/0216).

Mit der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in der Hauptsache wird ein gestellter Antrag auf Zuerkennung
der aufschiebenden Wirkung gegenstandslos (VwGH 30. 01. 2015, 2014/02/0175 mit Verweis auf VwWGH 20. 12. 1995,
95/03/0288), womit eine weitere Auseinandersetzung mit dem Vorbringen, die Rickzahlung bis zur rechtskraftigen
Beendigung des Verfahrens aufzuschieben, im vorliegenden Fall unterbleiben kann. Aufgrund des nicht
nachgewiesenen unwiederbringlichen Nachteils ginge ein solcher jedoch auch ins Leere.

Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, weil das Verfahren
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ausschliel3lich rechtliche Fragen betroffen hat und die Tatsachenfeststellungen nicht konkret bestritten worden sind.
Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6
Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VwWGH 20.03.2014, 2013/07/0146). Des Weiteren wurde die Durchfuhrung
einer mandlichen Verhandlung auch nicht beantragt.Von der Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung konnte
gegenstandlich abgesehen werden, weil das Verfahren ausschlieBBlich rechtliche Fragen betroffen hat und die
Tatsachenfeststellungen nicht konkret bestritten worden sind. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen
Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet
hatte (VwGH 20.03.2014, 2013/07/0146). Des Weiteren wurde die Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung auch
nicht beantragt.

Es war somit spruchgemald zu entscheiden.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begranden.

Die Revision ist gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VWGH. Es liegt auch dann
keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist (VwGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053).Die Revision
ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VWGH. Es liegt auch dann
keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist (VwGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053).
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